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Editorial 

  Diesel-Day in Leipzig: eine Frage der Verhältnis-
mäßigkeit 

Alternativen zu Fahrverboten 
müssen ausgeschöpft werden 

Am 27. Februar 2018 schauten nicht nur Unternehmen mit sorgenvol-
lem Blick nach Leipzig. Das Bundesverwaltungsgericht verkündete das 
Urteil zur Zulässigkeit von Fahrverboten für Dieselfahrzeuge. Immerhin 
drei Viertel aller gewerblich genutzten Kraftwagen werden durch Die-
selmotoren angetrieben. Mit der Entscheidung stand für nicht wenige 
Unternehmen also einiges auf dem Spiel. 

Das Bundesverwaltungsgericht hatte über Urteile der Verwaltungsge-
richte Düsseldorf und Stuttgart zu entscheiden. Beide hatten festge-
stellt, dass Verkehrsverbote für bestimmte Dieselfahrzeuge rechtlich 
möglich und in diesen Städten auch notwendig seien. Angestoßen 
hatte die Verfahren ein Verband, der die Einhaltung der Emissions-
grenzwerte für Stickstoffoxide durch Fahrverbote über die Gerichte 
durchsetzen will.  

Nun hat das Bundesverwaltungsgericht letztinstanzlich klargestellt: 
Diesel-Verkehrsverbote in Städten sind in Form einer Umweltzone oder 
eines Streckenfahrverbots rechtlich möglich. Bei der Verkündung der 
Entscheidung legte der Vorsitzende Richter an dieser Stelle eine tra-
gende Pause ein, um seine Worte wirken zu lassen.  

Nach dem „ja“ folgte ein ebenso deutliches „aber“: Fahrverbote sind 
schwerwiegende Eingriffe in Eigentum und Berufsausübung. Daher 
kommen sie nur dann in Betracht, wenn sie die einzige geeignete Maß-
nahme darstellen, um die Luftreinhaltungsziele schnellstmöglich einzu-
halten. Auch wenn dies der Fall ist, müssen sie ihrerseits verhältnismä-
ßig sein. Zu prüfen sind eine „phasenweise Einführung“ (z. B. zuerst 
Euro 4) sowie entsprechende Übergangsbestimmungen. In Stuttgart 
können Fahrverbote für Dieselfahrzeuge mit der Abgasklasse 5 nicht 
vor dem 1. September 2019 erlassen werden. Zudem müssen wichtige 
Ausnahmen enthalten sein. Dazu erwähnten die Richter Ausnahmen für 
Handwerker, was große Teile des Wirtschaftsverkehrs, der auf den 
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Transport von Waren und Werkzeugen angewiesen ist, einschließen 
dürfte.  

Wie genau diese Voraussetzungen des „einzig geeigneten Mittels“ und 
der Verhältnismäßigkeit letztlich auszugestalten sind, werden wohl erst 
die Urteilsbegründung und mögliche weitere Verfahren vor Verwal-
tungsgerichten klären. Bis Ostern könnte hier also Geduld gefragt sein. 
Pressemeldung und mündliche Urteilsbegründung errichten jedoch be-
reits deutlich höhere Hürden für die Zulässigkeit von Fahrverboten für 
Dieselfahrzeuge als die Urteile der Vorinstanzen. Fest steht: Die Städte 
müssen erst alle anderen geeigneten Alternativen zur schnellstmögli-
chen Luftreinhaltung ausschöpfen, bevor sie Fahrverbote als letztes 
Mittel einführen können.  

Reutlingen und Hamburg haben im Jahr 2017 bereits aufgezeigt, wie 
Fortschritte bei der Luftqualität selbst in Städten gelingen können, die 
zu den Top 10 der am stärksten belasteten Straßenabschnitte gehören. 
Reutlingen hat dazu einen ambitionierten Masterplan für nachhaltige 
Mobilität aufgestellt. In Hamburg können mögliche Fahrverbote auf 
zwei Straßenabschnitte beschränkt werden, zu denen Umfahrungsmög-
lichkeiten ausgeschildert werden. Beide Städte haben dabei noch nicht 
einmal die erst Ende 2017 angelaufenen Maßnahmen der Bundesregie-
rung und Automobilindustrie eingeplant, die weitere Maßnahmen für 
nachhaltige Mobilität in Städten sowie Nachbesserungen an Diesel-
Pkw vorsehen.  

Nach Berechnungen des DIHK werden im Jahr 2020 zwei Drittel der 
Städte in Deutschland die Grenzwerte für Stickstoffoxide unterschrei-
ten, die im Jahr 2016 noch überhöhte Belastungen aufwiesen. Wenn 
auch die übrigen Städte den Beispielen von Reutlingen und Hamburg 
folgen, können die vor dem Urteil befürchteten schweren Konsequen-
zen für viele Unternehmen endgültig abgewendet werden. (MH) 

 

International 

  UN-Klimakonferenz 2018: Übersicht zu den Ver-
handlungsschwerpunkten aus Sicht der ICC Ger-
many 

Internationale Handelskam-
mer (ICC) ist Ansprechpartner 
der UN 

Das UN-Klimaabkommen betrifft jedes deutsche Unternehmen, denn 
die Vorgaben des Abkommens haben Einfluss auf die Rahmenbedin-
gungen in Deutschland. Die deutsche Wirtschaft begleitet die Verhand-
lungen der 195 Mitgliedsstaaten und setzt sich für wirtschaftsnahe Lö-
sungen ein. 
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Vom 3. bis 14. Dezember 2018 findet die UN-Klimakonferenz (COP24) 
unter der Präsidentschaft von Polen in Katowice statt. Übernommen 
hat Polen die Verhandlungsführung von den Fidschi-Inseln, die im No-
vember 2017 – von Deutschland unterstützt – rund 22.000 Teilnehmer 
durch den UN-Klimagipfel in Bonn leiteten. Die Internationale Handels-
kammer (ICC) ist Ansprechpartnerin der UN Klimarahmenkonvention 
(UNFCCC) für die globale Wirtschaft und sie koordiniert die Interessen 
der „Business and Industry NGOs“ (BINGOs). Dabei organisiert die ICC 
Veranstaltungen zu den Beiträgen der globalen Wirtschaft, sie kann bei 
den Verhandlungen intervenieren und informiert regelmäßig über den 
Verhandlungsstand. ICC Germany hat rund um die COP23 gemeinsam 
mit Partnern eine ganze Reihe von Veranstaltungen organisiert, Ähnli-
ches ist für dieses Jahr vor und in Katowice geplant. Die offiziellen 
Zwischenverhandlungen finden Anfang Mai 2018 in Bonn statt. Sie 
sollen die COP 24 im Dezember vorbereiten und bieten für die deutsche 
Wirtschaft eine gute Gelegenheit, sich frühzeitig zu positionieren und 
ein Zeichen für den internationalen Klimaschutz zu setzen.  

Aus Sicht der globalen Wirtschaft prägen zwei Themen die aktuellen 
Klimaverhandlungen: das sog. Regelbuch („Rulebook“) und der „Talanoa 
Dialog“ (bisher: „facilitative dialogue“). Das Regelbuch zum Pariser Ab-
kommen von 2015 soll eine Anleitung an die internationale Staatenge-
meinschaft sein. Sie gibt Orientierung, wie das Pariser Abkommen um-
zusetzen ist und soll die nationalen Klimabeiträge (NDCs) überprüfbar 
machen. Fortschritte sollen dadurch nachvollziehbar und vergleichbar 
werden.  

Was bedeutet dies für die Wirtschaft? In ihrer Rolle als offizieller UN-
Observer postuliert die ICC den Beitrag der Wirtschaft zum 2-Grad-Ziel 
des Pariser Abkommens von 2015. Dabei wird hervorgehoben, dass Kli-
maschutz eine Gemeinschaftsaufgabe ist und die Wirtschaft ein wich-
tiger Teil der Lösung ist. Für die Wettbewerbsfähigkeit der global täti-
gen deutschen Wirtschaft ist dabei ein globales „level playing field“ es-
senziell, mit für alle Staaten verbindlichen Regeln zur Umsetzung des 
Pariser Abkommens.  

Der in Bonn initiierte „Talanoa-Dialog“ ist ein Konzept der Fidschi-In-
seln und soll durch einen transparenten, inklusiven Austausch aller Ak-
teure die Mitgliedsstaaten zu einem ambitionierteren Handeln ermuti-
gen. In diesem Jahr sollen Beiträge aus der Politik, Wissenschaft sowie 
Zivilgesellschaft zusammengetragen werden. Auch die Wirtschaft ist 
eingeladen, sich bei der Beantwortung der Fragen „Wo stehen wir?“, 
„Wo wollen wir hin?“ und „Wie schaffen wir das?“ zu beteiligen. An-
fang Februar fand ein erstes Meeting der ICC mit Vertretern aus Polen, 
Fidschi, Frankreich und der EU über den Beitrag der globalen Wirtschaft 
zu den weiteren Verhandlungen statt. Für die Zwischenverhandlungen 
im Mai erarbeitet die ICC zurzeit Positionen zum Regelbuch und zum 
Talanoa-Dialog. (Jacqueline Albers, ICC Germany) 

http://unfccc.int/files/na/application/pdf/approach_to_the_talanoa_dialogue.pdf
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  OECD-Studie zu Energiesteuern im internationa-
len Vergleich 

Externe Folgewirkungen nur 
unzureichend berücksichtigt 

Die Besteuerung des Energieverbrauchs in den 42 OECD- und G20-Mit-
gliedsländern, die gemeinsam für rund 80 Prozent des weltweiten Ener-
gieverbrauchs und der CO₂-Emissionen stehen, hat sich zwischen 2012 
und 2015 strukturell nur wenig geändert. Dies ist die wesentliche Aus-
sage einer Studie der OECD. Externen Folgewirkungen des Energiever-
brauchs wird hiernach bei der Besteuerung nur unzureichend Rechnung 
getragen. 

Im untersuchten Zeitraum war bei den 42 Staaten, mit wenigen Aus-
nahmen, kein Trend hin zu einer solchen Steuerpolitik zu erkennen. In-
flationsbereinigt seien die Steuersätze sogar gesunken. Die Autoren 
fordern, höhere Steuern nicht durch Ermäßigungen für bestimmte Ver-
brauchergruppen abzumildern und dadurch den steuerlichen Anreiz zu 
konterkarieren. 

Die Studie besagt unter anderem: 

− Struktur und Höhe der Energiesteuern weichen im Ländervergleich 
stark voneinander ab: Während die Vereinigten Staaten etwa so 
gut wie gar keine Steuern auf den Verbrauch von Kohle-, Gas- o-
der Ölprodukten erheben, liegt die gewichtete steuerliche Belas-
tung für die drei Energierohstoffe in der Schweiz bei rund 125 
Euro pro verbrauchter Tonne CO₂. Deutschland nimmt mit knapp 
50 Euro einen Platz im Mittelfeld ein. Dabei ist die EEG-Umlage 
allerdings nicht in die Betrachtung einbezogen worden. 

− In fast allen Ländern wird hauptsächlich der Transportsektor be-
steuert: Die Steuerraten auf Ölprodukte liegen im Durchschnitt 
bei über 80 Euro pro Tonne CO₂. Insgesamt werden im Verkehrs-
sektor 97 Prozent aller Emissionen besteuert. 

− Auf CO₂-Verbräuche in anderen Bereichen, wie z. B. der Wärme-
versorgung, werden hingegen kaum oder gar keine Steuern erho-
ben. Dies gilt insbesondere für die Kohle. Obwohl sie für die Hälfte 
der CO₂-Emissionen verantwortlich ist, wird Kohle in vielen Län-
dern überhaupt nicht besteuert. Nur in fünf der untersuchten Län-
der lag die Steuerrate für diese Art der Verwendung bei über fünf 
Euro pro emittierter Tonne CO₂. 

− Explizite CO₂-Steuern sind im Untersuchungszeitraum nur leicht 
gestiegen. Sie decken lediglich sechs Prozent aller CO₂-Emissio-
nen ab. 

− Je höher das Einkommen pro Kopf in einem Land ist, desto höher 
ist seine Steuerlast auf Energierohstoffe. 

http://www.oecd-ilibrary.org/taxation/taxing-energy-use-2018_9789264289635-en
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DIHK-Einschätzung: Für das Erreichen der Pariser Klimaziele sind ge-
meinsame Beschlüsse der internationalen Staatengemeinschaft von 
entscheidender Bedeutung. Beschlüsse und Maßnahmen auf Ebene der 
EU haben zum einen nicht die gleiche Wirkung, zum anderen würden 
sie die Wettbewerbsbedingungen europäischer Unternehmen verzerren. 

Darüber hinaus sind die gesamten Kostenbelastungen deutscher Unter-
nehmen aus Abgaben und Umlagen zu berücksichtigen. Diese führen 
heute aufgrund rein nationaler, energiewendebedingter Zusatzlasten zu 
höheren Energiekosten als bei den internationalen Wettbewerbern. (TS) 

 

Europa 

  Strombinnenmarkt: Europäisches Parlament 
stärkt Vorschläge der Kommission 

DIHK teilt viele Forderungen 
der Abgeordneten 

Die Abgeordneten des Industrieausschusses des Europaparlaments ha-
ben am Mittwoch, den 21. Februar mit sehr großer Mehrheit ihre Posi-
tion für die Verhandlung mit den Mitgliedsstaaten über die Reform des 
europäischen Strombinnenmarkts verabschiedet. 

Die Regierungen im Rat hatten sich bereits Ende Dezember geeinigt. 
Beide Gesetzgeber sind somit bereit für die interinstitutionellen Ver-
handlungen, die unter österreichischer Ratspräsidentschaft in der zwei-
ten Jahreshälfte zu einem Abschluss gebracht werden sollen. 

Reformierter Strommarkt als Garant für Versorgungssicherheit 

Ähnlich wie in Deutschland soll nach Auffassung der Parlamentarier 
ein reformierter Strommarkt (Energy Only-Markt) im Zentrum des zu-
künftigen Marktdesigns stehen. Kapazitätsmechanismen dürfen nur 
eingeführt werden, wenn zuvor zahlreiche Marktreformen umgesetzt 
wurden, um bestehende Verzerrungen abzubauen und eine freie Preis-
bildung zu garantieren. Zudem muss eine europäische Bewertung der 
Versorgungssicherheit ein Kapazitätsdefizit anzeigen. Eine zeitliche Be-
grenzung und ein Auslaufen der Mechanismen, wenn kein Defizit mehr 
besteht, werden ebenfalls gefordert. 

Wichtig ist auch, dass die Abgeordneten strategische Reserven, wie sie 
in Deutschland existieren, marktweiten Kapazitätsmechanismen vorzie-
hen. Reserven halten Kraftwerke und Nachfrageflexibilität außerhalb 
des Strommarkts vor, wodurch die Beeinträchtigung der Preisbildung 
auf dem Strommarkt eingeschränkt wird. 
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Emissionslimits beibehalten, Sonderregelung für Reserven 

Kritisch ist die Beibehaltung der Emissionslimits für Kraftwerke, die 
durch Kapazitätsmechanismen gefördert werden. Die Abgeordneten ha-
ben jedoch beschlossen, für strategische Reserven, wie sie in Deutsch-
land existieren, ein Emissionsjahresbudget von 200 kg CO₂/MW festzu-
legen. Dies würde es auch Kohlekraftwerken ermöglichen, eine be-
grenzte Stundenzahl im Jahr innerhalb einer Reserve Strom zu produ-
zieren. 

Für marktweite Kapazitätsmechanismen soll ein Grenzwert von 
550g/kWh gelten, wodurch Kohlekraftwerke praktisch ausgeschlossen 
werden. 

Die Mitgliedsstaaten im Rat unterscheiden in ihrer allgemeinen Aus-
richtung nicht klar zwischen marktweiten Kapazitätsmechanismen und 
Reserven. Dies ist vor allem auf den Druck der französischen Regierung 
zurückzuführen. 

Gebotszonenkonfiguration 

Ähnlich wie die Regierungen im Rat wollen die Abgeordneten verhin-
dern, dass Staaten gezwungen werden, ihren Strommarkt in verschie-
dene Preiszonen aufzuteilen, um negative Auswirkungen von internen 
Netzengpässen auf den Strombinnenmarkt zu begrenzen. 

Alternativ müssen die Staaten jedoch Maßnahmen, wie eine Beschleu-
nigung des Netzausbaus oder der verstärkte Einsatz von Redis-
patch (gezielte Anpassung der Einspeisung von Kraftwerken vor und 
hinter Netzgenpässen) ergreifen, die bis spätestens zum Jahr 2025 ein 
Mindestniveau an Übertragungskapazität für den europäischen Strom-
handel sicherstellen. 

Nur wenn dieses Niveau nicht wie geplant schrittweise erreicht wird, 
soll die Kommission als ultima ratio über die Gebotszonenkonfiguration 
entscheiden können. Die allgemeine Ausrichtung des Rats (Verhand-
lungsposition der Regierungen) enthält eine ähnliche Regelung.  

Schrittweiser Abbau der Privilegien für erneuerbare Energien 

Die Marktintegration der erneuerbaren Energien soll vorangetrieben 
werden, indem der Einspeisevorrang (vorrangige Einsatzplanung) und 
die Ausnahmen von der Bilanzkreisverantwortung (BKV) nur für kleine 
erneuerbare Energien und hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopplungsanla-
gen erhalten wird. 

Anders als vom Berichterstatter initial vorgeschlagen, werden die Re-
geln für Bestandsanlagen hierbei nicht angetastet. 

Die Parlamentarier wollen den Staaten gleichzeitig die Möglichkeit ge-
währen, die Privilegierung von neuen EE-Anlagen und hocheffizienten 
KWK-Anlagen komplett abzuschaffen. Hierzu müssen die Regierungen 
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nachweisen, dass sie über Energiemärkte verfügen, die diesen Anlagen 
eine diskriminierungsfreie Beteiligung ermöglichen. 

In Deutschland wird sich aufgrund der neuen EU-Regeln voraussicht-
lich kein Anpassungsbedarf ergeben, da Anlagen ab 100 KW durch die 
Verpflichtung zur Direktvermarktung bereits nicht mehr vom Einspeise-
vorrang und der Ausnahme von der BKV profitieren.  

Kritisch wäre lediglich die rückwirkende Regeländerung für alle EE- 
und KWK-Anlagen gewesen, die nun vom Tisch ist. Denn auch die Mit-
gliedsstaaten im Rat haben sich für den Bestandsschutz ausgespro-
chen. 

Auslaufen regulierter Preise 

Eine Mehrheit der Abgeordneten sprach sich für die Abschaffung regu-
lierter Preise für Endkunden (spätestens 10 Jahre nach Inkrafttreten der 
reformierten Strombinnenmarkt-Richtlinie) aus, wie sie in Frankreich, 
aber auch vielen osteuropäischen Staaten noch existieren.  

DIHK-Bewertung: 

Viele der angenommenen Änderungsanträge stärken nach Ansicht des 
DIHK die Vorschläge der Europäischen Kommission. 

Positiv ist vor allem, dass die Abgeordneten den reformierten Strom-
markt als Grundpfeiler des zukünftigen Marktdesigns sehen und Kapa-
zitätsmechanismen nur unter strengen Auflagen als letztes Mittel (ul-
tima ratio) und zeitlich begrenzt zulassen wollen. Auch die Privilegie-
rung von strategischen Reserven ist sachlich gerechtfertigt. Kritisch ist, 
dass weiter Emissionslimits festgelegt werden. 

Die für den Gebotszonenzuschnitt gefundene Regelung würde es 
Deutschland erlauben, eine Aufteilung des Strommarkts noch zu ver-
hindern. Die Erreichung der Mindesttransportkapazität für den grenz-
überschreitenden Stromhandel wird jedoch eine Kraftanstrengung ver-
langen. Sollte der Netzausbau nicht vorankommen, könnten durch den 
vermehrten Rückgriff auf Redispatch erhebliche Kosten für die Ver-
braucher anfallen. 

Die Marktintegration der erneuerbaren Energien voranzutreiben, ohne 
dabei den Bestandschutz in Frage zu stellen, ist ebenfalls richtig. Glei-
ches gilt für die Abschaffung regulierter Preise, die mit einem liberali-
sierten Energiemarkt nicht vereinbar sind und dem Verbraucher scha-
den. (JSch, Fl, Bo) 
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Gebotszonenkonfiguration: ENTSO-E empfiehlt 
keine Änderung 

Klare Empfehlung  
nicht möglich 

Im Rahmen der 2015 in Kraft getretenen Leitlinie für die Kapazitätsver-
gabe und das Engpassmanagement hat die Agentur für die Zusammen-
arbeit der europäischen Energieregulierungsbehörden (ACER) im De-
zember 2016 entschieden, eine Bewertung der Konfiguration der Ge-
botszonen des Strombinnenmarkts einzuleiten. Hierbei soll geklärt wer-
den, ob die aktuellen Preiszonen, wie beispielsweise die einheitliche 
deutsche Zone, durch einen Neuzuschnitt effizienter gestaltet werden 
können.  

Hierzu muss die Organisation der europäischen Übertragungsnetzbe-
treiber (ENTSO-E) bis zum 21. März 2018 eine Bewertung mit Hand-
lungsempfehlungen vorlegen. ENTSO-E hat nun einen Entwurf dieses 
sogenannten "Bidding Zone Review" zur Konsultation vorgelegt. Alle 
Interessenträger können bis zum 9. März über diese Webseite Kom-
mentare einreichen. 

Spätestens sechs Monate nach der Übermittlung des Bidding Zone Re-
view müssen die betroffenen Staaten sich einigen, ob sie die Gebotszo-
nen beibehalten oder ändern. Sollte es zu keiner Einigung kommen, 
bleibt laut aktueller Rechtslage die jetzige Konfiguration bestehen.  

Die Übertragungsnetzbetreiber haben folgende mögliche Änderungen 
der Gebotszonenkonfiguration mit dem aktuellen Zuschnitt verglichen:  

− Teilung der deutsch-österreichischen Preiszone 

− Teilung von Deutschland, Frankreich und Polen in jeweils 2 Zonen 

− Fusion der belgischen und niederländischen sowie der tschechi-
schen und slowakischen Zonen  

− Teilung von Deutschland und Frankreich in jeweils 3 Zonen. 

Die Bewertung der verschiedenen Szenarien erlaubt es nach Angabe 
der Übertragungsnetzbetreiber zurzeit nicht, eine klare Empfehlung für 
eine neue Konfiguration auszusprechen. ENTSO-E empfiehlt daher, die 
aktuelle beizubehalten. 

Erklärt wird der Mangel an aussagekräftigen Schlussfolgerungen vor 
allem mit den Unsicherheiten, mit denen die vorgenommene Modellie-
rung der Markt- und Netzinfrastruktur behaftet ist. So verweisen die 
ÜNB beispielsweise darauf, dass viele der Regeln für die Märkte aktuell 
noch entwickelt werden. Darüber hinaus müssen aufgrund des Zeitho-
rizonts bis 2025 Annahmen über die zukünftige Lokalisierung von Er-
zeugung und Verbrauch sowie über Kosten der Erzeugung und des Re-
dispatch getroffen werden. Schließlich lässt sich der tägliche Netzbe-
trieb in Echtzeit nur schwer durch Modelle erfassen.  

https://consultations.entsoe.eu/markets/first-edition-bidding-zone-review/supporting_documents/Final%20report%20for%20public%20consultation_090218.pdf
https://consultations.entsoe.eu/markets/first-edition-bidding-zone-review/supporting_documents/Final%20report%20for%20public%20consultation_090218.pdf
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Die ÜNB kündigen an, dass bei zukünftigen Bidding Zone Reviews mit 
aussagekräftigeren Empfehlungen oder zumindest technischen Bewer-
tungen, die für solche benötigt werden, gerechnet werden kann.  

Der DIHK plädiert für die Beibehaltung der einheitlichen deutschen 
Preiszone und lehnt die im Rahmen des Winterpakets diskutierte Über-
tragung der Entscheidungskompetenz an die Europäische Kommission 
ab. (JSch, Bo, Fl) 

 

 
 

Carbon-Leakage-Liste im EU-Emissionshandel: 
DIHK bezieht Stellung 

Schutz der Unternehmen 
weiter nötig 

Der DIHK hat sich an der Konsultation der Europäischen Kommission 
zur Methodologie für die Festlegung der nächsten Carbon-Leakage-
Liste beteiligt.  

Die Grundzüge der DIHK-Position:  

Das Carbon-Leakage (CL)-Risiko ist seit Beginn der dritten Handelsperi-
ode gestiegen. Das Pariser Klimaabkommen bietet zwar die Chance, 
dass andere Staaten und Regionen in der Welt mittelfristig ähnlich am-
bitionierte Klimapolitiken wie die EU verfolgen. Bisher ist dies aber 
nicht der Fall. Zudem hat die Anwendung des sektorübergreifenden 
Korrekturfaktors in der aktuellen Handelsperiode das Carbon-Leakage-
Risiko verschärft. In Zukunft besteht das Risiko auch aufgrund der vie-
len im Rahmen der ETS-Novelle verabschiedeten Maßnahmen, die auf 
eine zügigere und dauerhafte Verknappung der Zertifikate abzielen, 
weiter und könnte sogar ansteigen.  

Die EU ist führend in Sachen Klimaschutz. Nur wenige Länder verfolgen 
ähnlich ambitionierte Ziele, die mit konkreten Maßnahmen unterfüttert 
sind. Die Diskussionen um die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens 
zeigen zudem, dass einige wichtige Länder sich weiter dem Prinzip 
gleicher Regeln für alle widersetzen. Das internationale Klimaregime ist 
weiterhin asymmetrisch aufgebaut.  

Für Kleinanlagen ist eine tatsächlich spürbare Entlastung über den 
Opt-out notwendig. Die im Rahmen der letzten Reform des EU-ETS ver-
einbarten Regeln werden nicht ausreichen.  

Zur Berechnung der Emissionsintensität der Elektrizität für die Bestim-
mung indirekter CO₂-Kosten sollte nicht auf einen EU-Durchschnitts-
wert, sondern auf die Emissionen des Grenzkraftwerks zurückgegriffen 
werden. Denn Letzteres bestimmt an der Börse den Strompreis.  

Aufgrund der Änderung der Kriterien für die quantitative Bewertung 
wird die qualitative Bewertung voraussichtlich an Bedeutung gewin-
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nen. Es ist deshalb wichtig, eine kohärente, transparente und faire Me-
thode anzuwenden, die die Gleichbehandlung der Sektoren sicherstellt. 
Bei der qualitativen Bewertung sollte ein besonderes Augenmerk auf 
die Gewinnmargen der Sektoren als Indikator für Investitionen und 
Standortverlagerungen gelegt werden.  

Außerdem sollten bei der qualitativen Bewertung wie bisher die Bran-
chenverbände, die von unabhängigen Beratern unterstützt werden, eine 
zentrale Rolle spielen. Teilsektoren sollten im Vergleich zu Sektoren bei 
der Bewertung nicht benachteiligt werden. Die Anforderungen sollten 
deshalb für diese nicht höher sein. Auch Industrieverbänden sollte es 
möglich sein, Teilsektoren für die Bewertung und Aufnahme auf die CL-
Liste vorzuschlagen. Auch die Produktion von Industriegasen muss vor 
CL geschützt werden.  

Es ist nur sehr schwer möglich, die Fähigkeit eines Sektors oder Teilsek-
tors CO₂-Kosten an die Kunden durchzureichen, zu bewerten. Letztlich 
muss davon ausgegangen werden, dass diese bei allen Sektoren mit ei-
ner hohen Handelsintensität gar nicht oder nur sehr beschränkt be-
steht.  

Hintergrund:  

Der EU-Gesetzgeber hat sich entschlossen, auch in der vierten Handels-
periode des europäischen Emissionshandelssystems (2021 - 2030) Un-
ternehmen aus bestimmten Wirtschaftsbereichen durch die Zuteilung 
kostenloser Emissionsrechte gegen Carbon Leakage zu schützen. Unter-
nehmen, die in besonders Carbon-Leakage-gefährdeten Sektoren oder 
Teilsektoren tätig sind, erhalten 100 % der benötigten Zertifikate – in 
Bezug auf einen Benchmark der leistungsfähigsten Anlagen – kosten-
los. Für einige Sektoren, für die das Risiko als nicht erheblich bewertet 
wird, läuft die Gratiszuteilung bis 2030 schrittweise vollständig aus. 

Die Liste der besonders gefährdeten Sektoren muss bis Ende 2019 von 
der Europäischen Kommission in Form eines delegierten Rechtsaktes 
verabschiedet werden. Er tritt dann in Kraft, wenn weder Rat noch Par-
lament sich innerhalb einer Zweimonatsfrist dagegen aussprechen. Die 
Kommission wird deshalb noch dieses Jahr einen ersten Vorschlag un-
terbreiten.  

Die grundlegenden Kriterien zur Bestimmung besonders Carbon-
Leakage-gefährdeter Sektoren und Teilsektoren sind in der Emissions-
handelsrichtlinie (Art. 10b) festgelegt. Die anzuwendende Methode 
wird jedoch von der Europäischen Kommission bestimmt. (JSch) 
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EU-Emissionshandel nach 2020: Gesetzgebungs-
verfahren abgeschlossen 

Reformierte Richtlinie  
tritt bald in Kraft 

Die Mitgliedsstaaten im Rat haben am 27. Februar 2018 die im Novem-
ber mit dem Parlament vereinbarte Reform des ETS formell verabschie-
det. Die neue Emissionshandelsrichtlinie wird nun 20 Tage nach ihrem 
Erscheinen im Amtsblatt der EU in Kraft treten. 

Das Plenum des Europaparlaments hatte die Einigung bereits am 6. 
Februar bestätigt. (JSch) 

 

 
 

Gasrichtlinie: Verbände und Unternehmen kriti-
sieren den Vorschlag der Europäischen Kommis-
sion 

Eurochambres fordert  
Folgenabschätzung 

Der Gesetzesvorschlag, der die Realisierung der Gaspipeline Nord 
Stream 2 verhindern soll, findet bei europäischen und nationalen Ver-
bänden sowie Unternehmen aus verschiedenen EU-Ländern wenig Un-
terstützung. 

Die Europäische Kommission hat die Stellungnahmen von Interessen-
trägern zu ihrem Vorschlag zur Änderung der Gasrichtlinie veröffent-
licht. Ziel des im November 2017 vorgelegten Änderungsvorschlags ist 
es, die Anwendung des dritten Energiepakets auf Import-Gaspipelines 
auszuweiten und so die Realisierung der Pipeline Nord Stream 2 zu 
verhindern. Diese führt von Russland über die Ostsee nach Deutschland. 

Eine überwältigende Mehrheit der Unternehmen aus verschiedenen EU-
Ländern sowie nationale und europäische Industrieverbände haben die 
Inhalte des Vorschlags und/oder das Vorgehen der Kommission kritisch 
bewertet. Sie fordern eine vollumfängliche Folgenabschätzung. Unter-
stützung bekommt der Änderungsvorschlag der Kommission nur von 
Akteuren aus Polen sowie einer Organisation, die Unternehmen aus Po-
len, Litauen, Kroatien und Rumänien vertritt.  

Der DIHK sieht aktuell keinen Bedarf für eine EU-Regulierung von Im-
port-Pipelines. Der europäische Kammerdachverband Eurochambres 
fordert in einem Positionspapier, das Ende Februar veröffentlicht 
wurde, eine angemessene und tiefgehende Folgenabschätzung des 
Kommissionsvorschlags. Der Verband unterstreicht auch die zu erwar-
tende Unsicherheit für Investoren. (JSch) 

 

http://www.eurochambres.eu/content/default.asp?PageID=1&DocID=7809
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Energieeffizienz in Gebäuden: Richtlinientext 
liegt vor 

Neues zur Ladesäulenpflicht Nach der informellen Einigung zwischen Rat und Parlament Ende De-
zember 2017 wurden die vereinbarten Änderungen der aktuell gelten-
den Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden nun veröf-
fentlicht.   

Über die am 19. Dezember erzielte Einigung zwischen den EU-Gesetz-
gebern wurde bereits in der Januar-Ausgabe der EcoPost berichtet.  

Folgende weitere wichtige Punkte sind nach eingehender Analyse des 
finalen Texts zu beachten:  

Elektro-Ladesäulenpflicht 

Nicht-Wohngebäude mit mehr als 10 Parkplätzen, die neu gebaut wer-
den oder größeren Renovierungen unterzogen werden, müssen nach 
Umsetzung der neuen Richtlinie mit mindestens einem Ladepunkt für 
Elektrofahrzeuge ausgestattet werden. Ab 2025 müssen die Mitglieds-
staaten der EU Anforderungen für die Errichtung von Ladepunkten 
in allen Nicht-Wohngebäuden mit mehr als 20 Stellplätzen einführen. 
Für Wohngebäude, die neu gebaut werden oder umfassend renoviert 
werden, gilt nach Inkrafttreten eine Pflicht zur Verlegung von Leerroh-
ren.  

Wichtig: 20 Tage nach der Veröffentlichung im Amtsblatt tritt die 
Richtlinie in Kraft. Innerhalb von 20 Monaten muss die Richtlinie dann 
in nationales Recht umgesetzt werden. Bevor die Richtlinie im Amts-
blatt veröffentlicht wird, muss das Europäische Parlament die infor-
melle Einigung noch absegnen. Die Abstimmung im Industrieausschuss 
ist Ende Februar geplant. Die Regierungen im Rat haben bereits Ende 
Januar ihr grünes Licht gegeben.  

Von den erwähnten Pflichten können Gebäude ausgenommen werden, 
wenn 

− der Bauantrag vor oder spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten der 
novellierten Richtlinie gestellt wurde (bei Neubauten) 

− die Kosten für den Ladepunkt und Leerrohre mehr als 7 % der ge-
samten Renovierungskosten darstellen würden (bei Gebäuden, die 
umfassend renoviert werden) 

− das Gebäude von einem KMU besessen und genutzt wird 

− für ein öffentliches Gebäude bereits im Rahmen der Umsetzung 
der Richtlinie über den Aufbau der Infrastruktur für alternative 
Kraftstoffe (2014/94/EU) ähnliche Anforderungen bestehen  

http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5562-2018-INIT/en/pdf
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− das Gebäude an ein isoliertes Kleinstnetz angeschlossen ist oder 
sich in einem Gebiet in äußerster Randlage befindet und die Lade-
säulenpflicht hier zu Problemen für den sicheren Betrieb des Net-
zes führen würde. 

Spätestens 2025 sollen die Staaten für alle Nicht-Wohngebäude mit 
mehr als 20 Parkplätzen eine Ladesäulenpflicht einführen. In einem 
Erwägungsgrund der Richtlinie wird präzisiert, dass die spezifischen 
nationalen, regionalen und lokalen Bedingungen hierbei berücksichtigt 
werden sollten. Auch die verschiedenen Bedarfe und Gegebenheiten, 
die von der Gegend, der Art des Gebäudes und dem Vorhandensein von 
öffentlichen Verkehrsmitteln abhängen, sollten bei der Umsetzung der 
Pflicht eine Rolle spielen. Es wird erwähnt, dass dadurch ein verhältnis-
mäßiger und angemessener Aufbau der Ladeinfrastruktur erreicht wer-
den soll.  

In Wohngebäuden mit mehr als 10 Parkplätzen, die neu gebaut oder 
einer größeren Renovierung unterzogen werden, müssen alle Parkplätze 
mit Leerrohren ausgestattet werden. Diese Pflicht greift bei Renovie-
rungen, wenn diese den Parkplatz oder die Elektroinstallation des Ge-
bäudes umfasst.  

Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedsstaaten zudem, die Installation 
von Ladesäulen u. a. durch den Abbau regulatorischer Hemmnisse bei 
der Genehmigung zu vereinfachen.  

Langfristige Renovierungsstrategie und Umsetzungsfahrplan  

Die Strategie und der darin enthaltene Fahrplan zur Umsetzung mit 
konkreten, indikativen Etappenzielen (für die Jahre 2030, 2040 und 
2050) sollen vor ihrer Übermittlung an die Kommission einer öffentli-
chen Konsultation unterzogen werden. 

Temperaturregelung 

In neuen Gebäuden sollen Geräte installiert werden, die die automati-
sche Steuerung der Temperatur in jedem einzelnen Raum oder be-
stimmten Bereichen des Gebäudes ermöglichen – insofern dies tech-
nisch und wirtschaftlich möglich ist. In bestehenden Gebäuden soll 
diese Pflicht bestehen, wenn der Wärmeerzeuger ausgetauscht wird.  

Intelligenzindikator  

Der delegierte Rechtsakt zur Definition des Indikators und zur Berech-
nungsmethode soll von der Europäischen Kommission bis zum 31. De-
zember 2019 verabschiedet werden. Bis dahin sollen darüber hinaus die 
genauen Umsetzungsmodalitäten in einem Durchführungsrechtsakt 
festgelegt werden. Hierbei sollen auch alle Interessenträger konsultiert 
werden. Im Anhang der Richtlinie ist bereits ein Rahmen für den Indi-
kator vorgegeben.  
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Inspektionspflicht bei Heizungs- und Klimaanlagen 

Die Staaten können als Alternative zur Inspektionspflicht weiterhin auf 
nationale Ersatzmaßnahmen setzen, solange diese die gleichen Effekte 
erzielen. Diese müssen in einem Bericht an die Kommission nachgewie-
sen werden.  

Gebäudeautomatisierung 

Die Pflicht zur Installation von Gebäudeautomatisierungs- und Kon-
trollsystemen besteht für Nicht-Wohngebäude ab 2025, wenn diese 
Heizungs- bzw. kombinierte Heizungs- und Lüftungsanlagen mit einer 
Nennleistung von mehr als 290 kW aufweisen. In der Richtlinie wird 
auch festgelegt, welche Anforderungen diese Systeme erfüllen müssen 
(permanente Überwachung, Analyse und Steuerung des Energiever-
brauchs, Bewertung der Energieeffizienz, Kommunikation mit verbun-
denen technischen Gebäudesystemen). Die Inspektionspflicht erlischt 
für diese Gebäude. Für Wohngebäude können die Staaten eine Ver-
pflichtung einführen, dies ist jedoch nicht obligatorisch.  

Dieselben Regeln gelten auch für Nicht-Wohngebäude mit einer Klima-
anlage, deren Nennleistung 290 kW übersteigt.  

Prüfaufträge 

Vor dem Jahr 2020 soll die Europäische Kommission eine Machbar-
keitsstudie zur Einführung einer Inspektionspflicht für Lüftungssysteme 
und eines freiwilligen Renovierungsausweises für Gebäude (als Ergän-
zung zum Energieausweis) vorlegen.   

Bewertung der Energieeffizienz eines Gebäudes 

Die im Anhang I der Richtlinie festgelegten Anforderungen werden ver-
ändert. So müssen bei der Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden nunmehr auch der Verbrauch für Lüftung und Beleuchtung 
sowie andere gebäudetechnische Systeme berücksichtigt werden. 
Die Gesamtenergieeffizienz muss als Primärenergieverbrauch in 
kWh/m2 pro Jahr angegeben werden. Bei der Festlegung der Primär-
energiefaktoren soll stärker darauf geachtet werden, dass diese zur op-
timalen Energieeffizienz der Gebäudehülle beitragen. Zudem sollen lo-
kale Gegebenheiten und saisonale Schwankungen stärker berücksich-
tigt werden. (JSch, tb) 
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EU hat Energieeinsparziele für 2020 noch nicht 
erreicht 

DIHK sieht Verbrauchs- 
obergrenzen kritisch 

Die Europäische Union hat sich im Rahmen ihrer Energieeffizienzpolitik 
das Ziel gesetzt, den Energieverbrauch bis zum Jahr 2020 um 20 % zu 
senken. Diese Reduktion bezieht sich auf den prognostizierten Ver-
brauch, der ohne Energieeffizienzmaßnahmen zu erwarten wäre. Konk-
ret wurde dieses Ziel durch zwei absolute Verbrauchsobergrenzen in 
der aktuell geltenden Energieeffizienz-Richtlinie definiert.  

So soll der Primärenergieverbrauch im Jahr 2020 1483 Millionen Ton-
nen Rohöleinheiten (RÖE) nicht übersteigen. Der Endenergieverbrauch 
soll maximal 1086 Mio. t RÖE erreichen.  

Laut am 5. Februar vom Statistischen Amt der EU (Eurostat) veröffent-
lichten Zahlen lag der Primärenergieverbrauch mit 1543 Mio. t RÖE im 
Jahr 2016 4 % über dem Zielwert für das Jahr 2020. Der Endenergie-
verbrauch lag mit 1108 Mio. t RÖE 2 % über dem 2020-Ziel der EU.  

Verhandlungen zur Reform der Richtlinie haben begonnen 

Aktuell entscheiden die EU-Gesetzgeber, Rat und Parlament, über die 
Energieeffizienzpolitik für den Zeitraum 2021 - 2030. Die bulgarische 
Ratspräsidentschaft plant eine Einigung bis zum Sommer. Die Verhand-
lungen haben Ende Februar begonnen. Die Regierungen haben sich im 
Juni 2017 für ein 30 %-EU-Ziel ausgesprochen. Die Europaparlamenta-
rier fordern seit Mitte Januar 2018 ein verbindliches 35 %-Ziel. Natio-
nal verbindliche Ziele werden von keinem der beiden Gesetzgeber ge-
fordert.  

Der DIHK sieht die Festlegung absoluter Verbrauchsobergrenzen kri-
tisch und empfiehlt, die Energieeffizienzpolitik auf eine Senkung der 
Energieintensität zu fokussieren (s. Stellungnahme zur Reform der 
Energieeffizienz-Richtlinie). Die vom Europäischen Parlament gefor-
derte, signifikante Verschärfung des Endenergieeinsparziels nach 2020 
durch die Berücksichtigung des Transportsektors bei der Berechnung 
des Reduktionsziels ist aus diesem Blickwinkel nicht zielführend.   

Wichtig ist auch, dass den Mitgliedsstaaten nach 2020 bei der Errei-
chung der Ziele und insbesondere der Endenergieeinsparverpflichtung 
weiterhin Flexibilität gewährt wird. Rigide Einsparziele dürfen Wirt-
schaftswachstum nicht bremsen und die Wettbewerbsfähigkeit der In-
dustrie nicht negativ beeinflussen.  

Zudem müssen Maßnahmen, die vor 2014 eingeführt wurden und wei-
terhin Einsparungen verursachen, auch nach 2020 angerechnet werden 
dürfen. (JSch, MBe) 

 

http://ec.europa.eu/eurostat/documents/2995521/8643586/8-05022018-BP-DE.pdf/6e6b1759-dcd0-4531-8fae-066f62088667
http://ec.europa.eu/eurostat/documents/2995521/8643586/8-05022018-BP-DE.pdf/6e6b1759-dcd0-4531-8fae-066f62088667
https://www.dihk.de/themenfelder/innovation-und-umwelt/energie/energieeffizienz/positionen/energieeffizienz-richtlinie
https://www.dihk.de/themenfelder/innovation-und-umwelt/energie/energieeffizienz/positionen/energieeffizienz-richtlinie
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Sicherheit der Stromversorgung weiter hoch 

Bericht europäischer  
Übertragungsnetzbetreiber 

Die Übertragungsnetzbetreiber von Belgien, Deutschland, Frankreich, 
Luxemburg, den Niederlanden, Österreich und der Schweiz haben ihren 
gemeinsamen Bericht über die Stromversorgungssicherheit vorgelegt. 
Ergebnis: Das derzeit hohe Niveau der Versorgungssicherheit bleibt in 
den kommenden Jahren erhalten.   

Nach Einschätzung der Übertragungsnetzbetreiber des Pentalateralen 
Energieforums liegt die Wahrscheinlichkeit, dass die Stromnachfrage in 
den Betrachtungszeiträumen 2018/2019 und 2023/2024 jederzeit ge-
deckt werden kann bei fast 100 %. Grundlage für die Einschätzung sind 
Berechnungen für 680 verschiedene mögliche Konstellationen aus 
Nachfrage und Erzeugung inkl. seltener Extremwetter. 

Zu einem vergleichbaren Ergebnis kam bereits der europäische Versor-
gungssicherheitsbericht des europäischen Verbands der Übertragungs-
netzbetreiber (ENTSO-E) von Ende 2017 (Link). (Fl) 

 

 
 

Young Energy Europe – Startschuss in Prag und 
Sofia 

Energy Scouts bald auch in 
Unternehmen in Tschechien 
und Bulgarien 

Die ersten Kick-off-Veranstaltungen für Young Energy Europe stoßen 
auf großes Interesse bei tschechischen und bulgarischen Unternehmen. 

Young Energy Europe bietet in vier europäischen Ländern in Koopera-
tion mit den Auslandshandelskammern eine Schulung für junge Berufs-
tätige an. Die Teilnehmer qualifizieren sich zu Energy Scouts, die Ener-
gieeffizienzpotenziale in ihren Betrieben aufspüren und heben. 

Am 27. Februar organisierte die AHK Tschechien eine Informationsver-
anstaltung für Unternehmen aus verschiedenen Branchen. Neben Vor-
trägen von Vertretern der Ministerien für Umwelt sowie für Industrie 
und Handel präsentierten Stefan vom Schemm (Südwestfälische In-
dustrie- und Handelskammer zu Hagen) und Janine Hansen (DIHK Ser-
vice GmbH) das Konzept der Energy Scouts und ihre bisherigen Erfolge 
in Deutschland. Eine praktische Vorführung von Messgeräten, die die 
AHK für die Schulungen angeschafft hat, rundete die Veranstaltung ab. 
Die abschließende Abfrage ergab ein reges Interesse bei Unternehmen 
im Raum Prag und Mähren. 

In Sofia fand der Kick-off am 28. Februar statt. Ca. 45 Personen waren 
gekommen, darunter Vertreter von bulgarischen und deutschen Firmen 
sowie junge Berufstätige, die an der Qualifizierungsmaßnahme teilneh-
men können. Auch hier lag der Fokus der Vorstellung von Young Energy 
Europe auf der praktischen Anwendung im Betrieb und auf dem Einsatz 
der Messgeräte. Die Energy Scouts können z. B. eine Wärmebildkamera, 

https://www.entsoe.eu/outlooks/maf/Pages/default.aspx
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ein Ortungsgerät für Druckluftleckagen oder eine Strommesszange bei 
der Realisierung ihrer Energieeinsparprojekte im Unternehmen einset-
zen. In Bulgarien ist eine weitere Veranstaltung am 8. März in Plovdiv 
geplant.  

Weitere Informationen zu Young Energy Europe finden Sie hier. (han) 

 

Deutschland 

  Studie: Kosten von 1 Euro je Liter für syntheti-
sche Kraftstoffe bis 2050 möglich 

Hoher Energieaufwand  
begrenzt Einsatzfelder 

Die Produktionskosten für synthetische Kraftstoffe können einer Studie 
von Frontier Economics für Agora Verkehrswende zufolge bis 2050 auf 
10 Cent je kWh (rd. 1 Euro/Liter) sinken. Voraussetzungen für einen 
Kostenrückgang bei der Produktion von E-Fuels sind günstige erneuer-
bare Energien und eine Kostendegression für Elektrolyseure und die 
CO₂-Gewinnung aus der Luft.  

Als E-Fuels werden in der Studie synthetisches Methan sowie flüssige 
Brennstoffe (Benzin/Diesel) verstanden. Die Studie macht zudem deut-
lich, dass Energieimporte für Deutschland gegenüber einer Selbstver-
sorgung aus erneuerbaren Energien günstiger sind. Deutlich wurde 
auch, dass die Nutzung von „Überschussstrom" aufgrund der geringen 
Benutzungsstunden von Elektrolyseuren die Wirtschaftlichkeit der 
Kraftstoffproduktion stark beeinträchtigt. Die Fälle einer kombinierten 
Nutzung von Sonne und Wind in Nordafrika bzw. im Nahen Osten er-
geben die günstigsten Produktionskosten. Reaktionen aus in Frage 
kommenden Staaten zu diesen Erwägungen sind nicht bekannt. 

Die Studie unterstreicht, dass die CO₂-Minderungspotenziale durch 
synthetische Kraftstoffe erheblich sind. Gleichzeitig ist die direkte Nut-
zung erneuerbarer Energien aus Gründen der Energieeffizienz und CO₂-
Minderung vorzugswürdig, wo immer es möglich ist. So sind die Wir-
kungsgrade batterieelektrischer Fahrzeuge und Heizungswärmepumpen 
erheblich höher als die indirekte Nutzung Erneuerbarer über E-Fuels. 
Hier erhöhen sich durch die Umwandlungsverluste die Treibhaus-
gasemissionen der Vorkette erheblich. So wären bei ausschließlicher 
Nutzung Erneuerbarer CO₂-Emissionswerte von rund 30 g CO₂/km bei 
Pkw erreichbar. 

Anwendungsfelder für synthetische Kraftstoffe sieht Agora vor allem 
für den See- und Luftverkehr, die Hochtemperaturprozesse in der In-
dustrie, die Grundstoffchemie und als Energiequelle für die Rückver-
stromung. 

http://young-energy-europe.eu/
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Die Studie von Frontier Economics sowie weitere Informationen finden 
Sie auf der Seite der Agora Verkehrswende. (tb) 

 

 
 

E-Mobilität: EU-Kommission genehmigt Förder-
programm für Elektrobusse 

Umweltministerium über-
nimmt 80 % der Mehrkosten 

Ein weiterer Baustein für die Umsetzung des "Sofortprogramms Sau-
bere Luft 2017 - 2020" steht. Die EU-Kommission hat die Förderrichtli-
nie des Umweltministeriums genehmigt. Damit können Verkehrsbe-
triebe, die mehr als fünf Elektrobusse bestellen wollen, Projektskizzen 
einreichen und bis zu 80 Prozent der Investitionsmehrkosten gefördert 
bekommen. 

Die Investitionsmehrkosten umfassen alle Kosten, die im Vergleich zur 
Anschaffung eines Diesel-Busses zusätzlich anfallen. Förderfähig sind 
daher auch die Ladeinfrastruktur und Werkstätten. Plug-In-Hyb-
ridbusse werden wie bisher mit bis zu 40 Prozent der Investitionsmehr-
kosten gefördert. In einem ersten Schritt werden 35 Mio. Euro zur Ver-
fügung gestellt. Eine Aufstockung durch das Ministerium ist geplant. 
Das Informationsblatt zur Förderrichtlinie mit Informationen zur An-
tragstellung ist auf der Seite des BMUB verfügbar. (tb, HAD) 

 

 
 

BP Energy Outlook: Trotz Erneuerbaren-Boom 
dominieren Öl und Gas in 2040 

Anteil der Kohle hat  
Höhepunkt überschritten 

Die weltweite Nachfrage nach Energie soll den BP-Analysten zufolge 
bis 2040 um ein Drittel steigen. Das deckt sich mit den Szenarien der 
IEA. Unter den Energieträgern wachsen die Erneuerbaren am schnells-
ten. Gleichzeitig wird die Nachfrage nach Erdgas stark und für Erdöl 
leicht ansteigen. Entsprechend wird auch ein leichter Zuwachs bei den 
CO2-Emissionen erwartet. 

Öl, Erdgas, Kohle und nicht-fossile Energieträger werden in 2040 je-
weils einen Anteil von ungefähr 25 Prozent aufweisen. Der Ölverbrauch 
steigt noch leicht an, aufgrund des generellen Wachstums der Energie-
nachfrage verringert sich der Anteil von heute 33 auf dann 27 Prozent. 
Gas wächst stark in absoluten Zahlen, der Anteil bleibt nahezu kon-
stant. Der Anteil der Kohle soll dem Ausblick zufolge von 28 auf dann 
noch 21 Prozent sinken. In dem nicht-fossilen Anteil wird die Atom-
kraft einberechnet; für erneuerbare Energien wird ein Anteil von 21 
Prozent in 2040 erwartet (2016: 11 Prozent). Generell findet eine stär-
kere Elektrifizierung des Energieverbrauchs statt. Einen Schwerpunkt 
legt BP daher auch auf die Betrachtung des Verkehrssektors. Selbst bei 

https://www.agora-verkehrswende.de/veranstaltungen/die-zukunft-strombasierter-brennstoffe/
http://www.bmub.bund.de/themen/luft-laerm-verkehr/verkehr/luft-verkehr-download/artikel/foerderrichtlinie-zur-anschaffung-von-elektrobussen-im-oeffentlichen-personennahverkehr/?tx_ttnews%5BbackPid%5D=4772
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einer starken Durchdringung des Marktes mit 300 Mio. Elektrofahrzeu-
gen (Gesamtbestand 2040: 2.000 Mio.) werden auch 2040 noch 85 
Prozent des Energieverbrauchs im Verkehrssektor durch Öl gedeckt. 

Für die Europäische Union sieht der Report einen starken Nachfrage-
rückgang bei fossilen Energieträgern, der von einem größeren Anteil an 
erneuerbaren Energien aufgefangen wird. Ihr Anteil steigt von 14 Pro-
zent in 2016 auf 33 Prozent in 2040.  

Im Gegensatz dazu sieht die ebenfalls jüngst veröffentlichte Studie der 
Internationalen Agentur für Erneuerbare Energien (Irena) für die EU be-
reits für 2030 einen Erneuerbaren-Anteil von 34 Prozent als machbar 
und volkswirtschaftlich vorteilhaft.  

Die IRENA-Studie finden Sie hier, den BP Energy Outlook 2018 finden 
Sie hier. (tb, Bo) 

 

 
 

Entwurf Netzentwicklungsplan Erdgas 2018 ver-
öffentlicht 

L-Gas Umstellung  
wird beschleunigt 

Die Fernleitungsnetzbetreiber (FNB Gas) haben die Konsultation des 
NEP 2018 gestartet. Geplant sind mit 7 Mrd. Euro bis 2028 deutlich 
höhere Investitionen in das Gasnetz. Der Netzentwicklungsplan Gas 
steht unter der Annahme eines sinkenden Gasverbrauchs von 11 und 
22 Prozent bis 2028 je nach Szenario.  

Für die Anforderungen des Jahres 2029 sind laut Netzbetreibern der 
Neubau von Ferngasleitungen mit einer Länge von rund 1.390 km und 
die Schaffung zusätzlicher Verdichterleistung in Höhe von rund 508 
MW erforderlich. Die Investitionskosten für die kommenden zehn Jahre 
belaufen sich somit auf rund 7 Mrd. Euro. Eine der Hauptinvestitionen 
sind mit rund 3 Mrd. Euro die Anbindungsleitungen EUGAL und Anbin-
dungsleitung NEL für die Nord Stream 2 Pipeline. Da diese Leitungska-
pazitäten vornehmlich für Transitmengen in Richtung Tschechien ge-
bucht wurden, wird diese Großinvestition laut Netzbetreibern vorerst 
keine erhöhende Wirkung auf die Netzentgelte haben.  

Zur Anbindung des geplanten LNG-Terminals in Brunsbüttel würde bei 
dessen Realisierung ebenfalls das Gasnetz ausgebaut. Ein mögliches 
LNG Terminal Wilhelmshaven findet vorerst keine Berücksichtigung, da 
hier noch kein konkretes Projekt vorliegt. 

Die Marktraumumstellung von L- auf H-Gas wird im vorliegenden NEP 
weiter beschleunigt. So sollen ausgewählte Industriekunden schneller 
umgestellt und auch einige Umstellungsbereiche vorgezogen werden. 
Nach einem weiteren Erdbeben in der Region um Groningen könnte es 
dazu kommen, dass die niederländische Regierung eine nochmalige 
Förderkürzung beschließt. Ein solches Szenario wäre im Entwurf noch 

http://www.irena.org/newsroom/pressreleases/2018/Feb/EU-Doubling-Renewables-by-2030-Positive-for-Economy
https://www.bp.com/de_de/germany/energie-analysen/energy-outlook-2035.html
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nicht abgebildet und laut Netzbetreibern könnte dem auch nicht mit 
einer weiteren Beschleunigung der L-Gas-Umstellung begegnet wer-
den. Stattdessen würden dann voraussichtlich verstärkt Konvertie-
rungsanlagen notwendig.  

Den Entwurf des Netzentwicklungsplans Gas finden Sie auf der Web-
seite der FNB Gas. (tb) 

 

 
 

Gaspipeline Nord Stream 2 erhält weitere Ge-
nehmigung 

Bau soll 2018 beginnen Die zweite Genehmigung für Nord Stream 2 in Deutschland, für den 
Abschnitt im deutschen Küstenmeer sowie im Anlandebereich in Lub-
min, hat das Bergamt Stralsund gestern erteilt. Weitere Genehmigun-
gen für Bau und Betrieb der Pipeline in Ostsee-Anrainerstaaten, so 
auch Russland, stehen noch aus. Die Nord Stream 2 AG geht weiterhin 
von einem Baubeginn in 2018 und einer Inbetriebnahme in 2019 aus. 

In Deutschland steht jetzt noch die Genehmigung für den 30 km lan-
gen Abschnitt durch die deutsche Ausschließliche Wirtschaftszone sei-
tens des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrografie aus. Diese 
wird ebenfalls noch für das erste Quartal 2018 erwartet. Liegen alle 
Genehmigungen in Deutschland vor, können auch die notwendigen An-
bindungspipelines in Deutschland in die Netzentwicklungsplanung auf-
genommen werden.  

Die von der EU-Kommission vorgeschlagene Änderung der Gasrichtlinie 
zur Ausweitung der Binnenmarktregeln auf Importpipelines wird auf 
die aktuellen Genehmigungsverfahren keinen Einfluss haben. Sofern sie 
umgesetzt werden, hätten sie gleichwohl Auswirkungen auf den Be-
trieb der Pipeline. (tb, JSch) 

 

 
 

Fristenregelungen bei Abgaben im Energiebe-
reich 

Eine chronologische DIHK-
Übersicht schafft Klarheit 
über zu beachtende Fristen 

Unternehmen können je nach Branche und Fallkonstellation verschie-
dene Entlastungstatbestände bei Energiesteuern und -abgaben in An-
spruch nehmen. Diese sollen u. a. dabei helfen, die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen trotz hoher, staatlich 
beeinflusster Belastungen zu erhalten. Eine aktualisierte Übersicht des 
DIHK fasst die wichtigsten im Jahresverlauf anstehenden Anzeige- und 
Meldefristen zusammen. (MBe) 

 

https://www.fnb-gas.de/de/service/pressemitteilungen/180212-pm.html
https://www.dihk.de/ressourcen/downloads/fristen-energiever-guenstigungen
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Neue Ausschreibungsrunde bei Step up! gestar-
tet 

Noch bis zum 31. Mai attrak-
tive Förderung für Effizienz-
projekte beantragen 

Vom 1. März bis zum 31. Mai 2018 können Unternehmen aller Bran-
chen Stromeffizienzmaßnahmen beim wettbewerblichen Förderpro-
gramm „STEP up!“ (StromEffizienzPotenziale nutzen!) des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Energie einreichen und bis zu 30 % Förde-
rung erhalten. Neben der offenen Ausschreibung (technologie- und 
sektoroffen) gibt es eine geschlossene Ausschreibung zum Thema Was-
ser- und Abwassertechnik. Gefördert werden dabei auch Maßnahmen, 
welche die Effizienz bei der Prozesswassernutzung verbessern. Zudem 
können auch wieder Kombi-Projekte „Strom-Wärme" in der geschlosse-
nen Ausschreibung eingereicht werden, welche neben reinen Stromein-
sparungen auch zusätzlich wärmeseitige Effizienzverbesserungen an 
anderen Energieträgern erzielen. 

Weitere Informationen zum Programm, Projektideen, Hinweise zur An-
tragstellung finden Sie auf www.stepup-energieeffizienz.de. Nutzen Sie 
auch die ca. einstündigen Online-Tutorials, in denen Sie kompakte In-
formationen rundum STEP up! erhalten. Die nächsten Termine sind: 
14.03.2018 (Stromverbrauch im Bestand und Messkonzept) und 
27.03.2018 (Informationen zur 5. Ausschreibungsrunde). (MBe) 

 

 
 

Erste Effizienz.Innovatoren erzielen Einsparungen 
in Osnabrücker Unternehmen 

Clever und energieeffizient Erstmalig hat die IHK Osnabrück - Emsland - Grafschaft Bentheim in 
Partnerschaft mit Unternehmen und der Hochschule Osnabrück gleich 
23 Studierende zu Effizienz.Innovatoren qualifiziert. Sie sind damit die 
ersten Studierenden, die im bundesweiten Projekt der Mittelstandsiniti-
ative Energiewende und Klimaschutz mit ihrer Praxisarbeit im Unter-
nehmen zur Erhöhung der Energieeffizienz erfolgreich beitragen. 

Effizienz.InnovatorIn für Energieeffizienz und Klimaschutz ist die erste 
Zusatzqualifizierung, bei der Studierende mit ihrer Praxisarbeit (z. B. im 
Projekt, Bachelor, Master) in KMU gezielt Energie- und Ressourceneffi-
zienzpotenziale erschließen. Die Studierenden bringen ihr Fachwissen 
aus dem Studium nutzbringend in die betriebliche Praxis ein.  

Das Angebot der IHK Osnabrück bietet den Unternehmen in der Region 
einen umfassenden Mehrwert. KMU kommen gezielt mit potenziellen 
Fachkräften in Verbindung und lernen diese in der Praxis kennen. Zeit-
gleich nutzen die Betriebe Möglichkeiten, Maßnahmen zur Energie- 
und Ressourceneffizienz vorzubereiten oder umzusetzen. Damit können 
die Studierenden auch einen Beitrag leisten, Kosten zu sparen. 

http://www.stepup-energieeffizienz.de/
http://www.mittelstand-energiewende.de/index.php?id=436
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Die Unternehmen in Osnabrück arbeiten mit Studierenden des dritten 
Semesters sowie mit Masteranden zusammen. Die Studierenden entwi-
ckeln maßgeschneiderte Lösungen zu Fragestellungen der Energieeffi-
zienz, welche die Betriebe ihnen übertragen. 

Die IHK Osnabrück führt das Angebot für Unternehmen in der Region 
durch. Sie nimmt am bundesweiten Projekt der Mittelstandsinitiative 
Energiewende und Klimaschutz (MIE) teil. 

Das Ziel der Mittelstandsinitiative ist, insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) zu unterstützen, Energie- und Ressourceneffizi-
enz-Maßnahmen umzusetzen, Kosten zu sparen und gemeinsam mit 
anderen Unternehmen Treibhausgas-Emissionen zu reduzieren und zu 
den Klimaschutzzielen beizutragen. Gefördert wird das Angebot Effizi-
enz.Innovatoren durch das Bundesumweltministerium. 

Teilnehmen am Projekt können deutschlandweit insbesondere Mittel-
standsunternehmen, deren Ziel ein optimierter Energie- oder Ressour-
ceneinsatz ist, Studierende, die mit ihrer fachlichen Ausrichtung Ener-
gie- und Ressourceneffizienzmaßnahmen vorbereiten oder umsetzen 
können und Hochschulen und ProfessorInnen, die den Studierenden mit 
dem Angebot Effizienz.InnovatorIn einen Mehrwert über das Studium 
hinaus bieten möchten.  

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Website der Mittelstands-
initiative Energiewende und Klimaschutz oder bei Ihrer IHK vor Ort. 
(KW) 

 

 
 

Start des Markstammdatenregisters am 4. De-
zember 2018 

BNetzA veröffentlicht  
weitere Infos 

Wie die Bundesnetzagentur (BNetzA) mitgeteilt hat, ist ein Starttermin 
im Sommer 2018 nicht mehr zu halten. Das Register soll nun am 4. De-
zember 2018 scharf geschaltet werden. Zudem hat die Behörde einen 
umfangreichen Katalog zu häufig gestellten Fragen im Internet veröf-
fentlicht. Die Antworten auf die Fragen bestätigen das DIHK-Merkblatt 
zu diesem Thema, insbesondere auch was das Thema Strom- und Gas-
lieferung betrifft. 

Sie finden die Fragen und Antworten hier. (Bo, tb) 

 

  

http://www.mittelstand-energiewende.de/unsere-angebote/effizienzinnovatoren-fuer-energieeffizienz-und-klimaschutz/
http://www.mittelstand-energiewende.de/unsere-angebote/effizienzinnovatoren-fuer-energieeffizienz-und-klimaschutz/
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/ElektrizitaetundGas/Unternehmen_Institutionen/DatenaustauschundMonitoring/MaStR/FAQ/mastr_faq_node.html
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PV-Zubau zieht leicht an 

Förderung von Mieterstrom 
kaum gefragt 

Wie der Bundesverband Solar mitteilte, gingen im vergangenen Jahr 
1.753 MW neue Photovoltaik-Anlagen (PV-Anlagen) ans Netz. Dies 
entspricht einem Anstieg von rund 15 Prozent gegenüber dem Zubau 
2016. Damit liegt der Zubau weiterhin unter dem im EEG verankerten 
Ziel von 2.500 MW brutto im Jahr. Die Förderhöhe für Anlagen bis 750 
kW bleibt vorerst weiter konstant. 

Zudem gab die Bundesnetzagentur bekannt, dass 2017 für 53 PV-Anla-
gen mit einer installierten Leistung von 1,2 MW ein Zuschlag nach dem 
Mieterstromgesetz beantragt wurde. Dies ist seit Juli 2017 möglich. 
Insgesamt erlaubt das Gesetz eine jährliche Förderung von 500 MW. 
(Bo) 

 

 
 

PV billiger als Wind 

Bürgerenergiegesellschaften 
mit wenig Zuschlägen 

Große Photovoltaikanlagen (PV) sind in Deutschland mittlerweile güns-
tiger als Windräder. Das ist das zentrale Ergebnis der ersten Ausschrei-
bungsrunden für Wind an Land und PV. Während letztere einen durch-
schnittlichen mengengewichteten Zuschlagswert von 4,33 Cent/kWh 
erreichen, kommt Wind auf 4,73 Cent/kWh.  

Der Zuschlag für Wind bezieht sich auf einen Referenzstandort mit 100 
Prozent. Die Zuschläge dürften aber im Durchschnitt an Standorte mit 
einem schlechteren Referenzertrag gegangen sein, so dass die tatsäch-
lichen Zuschlagswerte und damit die Förderkosten höher liegen. Inte-
ressant wird nach diesen Ergebnissen, wie sich die Zuschläge bei der in 
Kürze zu Ende gehenden gemeinsamen Auktion auf die beiden Techno-
logien verteilen. 

Hintergründe PV: 

− Die Ausschreibung war wie in den vorhergehenden Runden auch 
knapp dreifach überzeichnet: Es gingen 79 Gebote mit 546 MW 
ein bei einer Menge von 200 MW. 

− Es wurden 24 Zuschläge erteilt, davon elf auf Ackerflächen in be-
nachteiligten Gebieten. Davon gingen zehn nach Bayern und einer 
nach Baden-Württemberg. 

− Die Zuschläge reichten von 3,86 Cent/kWh bis 4,59 Cent/kWh und 
lagen damit alle unter dem durchschnittlichen mengengewichte-
ten Zuschlagswert der vergangenen Runden von 4,91 Cent/kWh. 

− 16 Gebote wurden ausgeschlossen, allein zehn wegen verspäteten 
Eingangs von Geboten oder Zahlungen. 



 
03 | 25 
08.03.2018 

 

Hintergründe Wind an Land: 

− Gegenüber der letzten Auktion 2017 ist der Zuschlagswert um 
fast 1 Cent von 3,82 Cent auf 4,73 Cent/kWh gestiegen. Dies er-
klärt die Bundesnetzagentur damit, dass bei einem Realisierungs-
zeitraum von 4,5 Jahren, wie sie für Bürgerenergieprojekte gel-
ten, andere Technologie- und Preisentwicklungen unterstellt wer-
den. 

− Alle Projekte, d. h. auch Bürgerenergieprojekte, mussten anders als 
2017 eine Genehmigung nach dem Bundesimmisionsschutzgesetz 
vorweisen. 

− Die ausgeschriebene Menge von 700 MW war mit 989 MW nur 
knapp überzeichnet. 

− 83 Gebote erhielten einen Zuschlag, davon gingen 19 an Bürger-
energiegesellschaften.  

− Die meisten Zuschläge gingen mit 17 nach Niedersachsen (154 
MW), gefolgt von Brandenburg mit 13 (106 MW), Nordrhein-
Westfalen mit zwölf (61 MW) und Rheinland-Pfalz mit elf (124 
MW). Das Netzausbaugebiet hatte in dieser Ausschreibung keine 
Auswirkungen auf die Zuschlagsentscheidungen. 

− Die bezuschlagten Gebote liegen in einer Spanne von 3,8 
Cent/kWh bis 5,28 Cent/kWh bezogen auf einen Standort mit 100 
Prozent. (Bo) 

 

 
 

Deutschland erneut mit deutlichem Stromhan-
delsüberschuss 

Durchschnittliche Import-
preise über Exportpreisen 

Wie das Statistische Bundesamt bekannt gab, wurden im vergangenen 
Jahr 52 TWh mehr exportiert als importiert. Das Handelsplus lag bei 1,8 
Mrd. Euro. Während Strom für 2,84 Mrd. ins Ausland verkauft wurde, 
mussten für den Import 1,03 Mrd. Euro berappt werden. Exportüber-
schuss und Handelsplus liegen damit leicht über dem Vorjahr.  

Hauptexportländer für deutschen Strom sind wie in der Vergangenheit 
auch die Schweiz mit netto 17,5 TWh, Österreich (14,1 TWh) und die 
Niederlande (13,8 TWh). Einen Importüberschuss gab es mit Dänemark 
mit 1,7 TWh, Schweden mit 1,9 TWh und Frankreich mit 4,1 TWh. 

Der durchschnittliche Exportpreis lag mit 3,56 Cent/kWh rund 10 Pro-
zent unter dem Importpreis von 3,83 Cent/kWh. Bis 2014 waren bei der 
Ausfuhr immer höhere Durchschnittspreise erzielt worden als bei der 
Einfuhr, allerdings bei einem generell höheren Strompreisniveau. Ein 
wesentlicher Grund dafür ist durch die Gleichzeitigkeit der Erzeugung 
der wachsende Anteil erneuerbarer Energien am Strommix. Daher wird 
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interessant sein, ob die Schere zwischen den durchschnittlichen Im-
port- und Exportpreisen in den kommenden Jahren weiter auseinander-
geht. 

Weitere Informationen finden Sie hier und hier. (Bo) 

 

 
 

Ausschreibung neuer Netzreservekraftwerke 

Kompensation für verzöger-
ten Netzausbau 

Die Übertragungsnetzbetreiber Tennet, Transnet BW und Amprion ha-
ben angekündigt, im April 2018 den Betrieb und ggf. Bau besonderer 
netztechnischer Betriebsmittel im Umfang von 1,2 GW auszuschreiben. 
Die neuen Netzreservekapazitäten sollen in erster Linie der Überbrü-
ckung der fehlenden Übertragungsnetzkapazitäten nach Süddeutsch-
land in den Jahren zwischen der Abschaltung der letzten Atomkraft-
werke (2022) und der Inbetriebnahme der Nord-Süd-Gleichstromtras-
sen (aktuell geplant: 2025) dienen. Sie gehen ursprünglich auf die For-
derung der bayerischen Landesregierung zum Neubau von Gaskraftwer-
ken anstelle bzw. zur Vermeidung der Netzausbauvorhaben SuedLink 
und/oder SuedOstLink zurück. 

Zunächst war in § 13k EnWG festgelegt worden, dass die Übertra-
gungsnetzbetreiber Netzstabilitätsanlagen als besondere netztechni-
sche Betriebsmittel mit einer Nennleistung von bis zu 2 GW vorhalten 
können.  Bau und Betrieb sollten durch den Netzbetreiber erfolgen. Der 
tatsächliche Bedarf ist durch die Bundesnetzagentur zu bestätigen. Die 
Übertragungsnetzbetreiber ermittelten einen Bedarf von 2 GW. Die 
Bundesnetzagentur hat im Mai 2017 dann den Bau und Betrieb von 
Netzstabilitätsanlagen im Umfang von 1,2 GW genehmigt.  

Aufgrund beihilferechtlicher Bedenken der Europäischen Kommission 
folgte im Juni 2017 eine Anpassung der Rechtsgrundlage. § 13k EnWG 
wurde gestrichen und stattdessen ein § 11 Abs. 3 EnWG eingefügt. Da-
bei wurde festgelegt, dass mit dem Betrieb und ggf. Bau besonderer 
netztechnischer Betriebsmittel Dritte zu beauftragen sind. Zudem muss 
die Vergabe durch transparente Verfahren und im Wettbewerb erfolgen 
und es darf keine technologische Vorfestlegung, z. B. auf Gaskraft-
werke, geben. Schließlich ist klargestellt worden, dass auch die Bereit-
stellung abschaltbarer Lasten ein besonderes netztechnisches Betriebs-
mittel sein kann. Die Begrenzung auf in Summe maximal 2 GW wurde 
gestrichen.  

Auch wenn die ursprüngliche Vorfestlegung auf den Neubau von Gas-
kraftwerken entfallen ist, bleibt es wahrscheinlich, dass sich im Ergeb-
nis der Ausschreibungen in erster Linie Gaskraftwerke als besondere 
netztechnische Betriebsmittel durchsetzen werden. Die Übertragungs-
netzbetreiber haben in einem Markterkundungsverfahren zur Vorberei-

https://www-genesis.destatis.de/genesis/online;jsessionid=7D3EDA359E9407BE93E9861FD65B8CB3.tomcat_GO_1_2?operation=previous&levelindex=2&levelid=1519715687391&step=2
https://www.energy-charts.de/trade_de.htm?year=all&period=annual&source=sum_price&utm_campaign=Background&utm_medium=Email&utm_source=Tagesspiegel_Newsletter
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tung der Ausschreibung bislang drei potenzielle Bewerber in Süd-
deutschland identifiziert: RWE, die Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (SWU) 
und PQ Energy, die alle bereits über vorentwickelte Standorte für Gas-
kraftwerke verfügen. Im Fall von RWE ist ein Standort direkt 
beim Atomkraftwerk Gundremmingen vorgesehen. Der geplante Stand-
ort von SWU ist in Leipheim und von PQ Energy in Gundelfingen, beide 
in der Nähe von Gundremmingen. Hintergrund für die Standortwahl ist 
die bestehende gute Netzanbindung. (Fl) 

 

 
 

Weiterentwicklung der Netzentgeltstruktur 

dena legt Vorschläge vor In einer Arbeitsgruppe von Netzbetreibern und energieintensiven In-
dustrieunternehmen hat die dena Vorschläge für die künftige Ausge-
staltung der Netzentgeltstruktur vorgelegt. Zielsetzung ist das Anreizen 
eines netzdienlichen Verbrauchsverhaltens. Die Task Force Netzentgelte 
der dena empfiehlt zwölf kurzfristig umsetzbare Maßnahmen bzw. zu 
berücksichtigende Aspekte für die weitere Diskussion. 

Dazu gehört, dass netzdienliches Verbrauchsverhalten nicht zu höheren 
Netzentgelten führen sollte. Durch flexibles Nachfrageverhalten kann 
es zu abrechnungsrelevanten Lastspitzen kommen. Diese sollten bei 
den Netzentgelten nicht berücksichtigt werden, wenn sie im Angebot 
von Netzdienstleistungen (Regelleistung, abschaltbare bzw. zuschalt-
bare Lasten, Redispatch und perspektivisch auch andere netzdienliche 
Flexibilitätsprodukte) begründet sind. Einen Schwerpunkt bildet die 
Weiterentwicklung der Bedingungen zur Gewährung individueller 
Netzentgelte für gewerbliche Verbraucher. Bei der atypischen Netznut-
zung (§ 19 Abs. 2 Satz 1 StromNEV) könnten durch die Netzbetreiber 
langfristig festgelegte Hochlastfenster zurückgenommen werden, falls 
die Hochlastsituation tatsächlich gar nicht auftritt. Eine weitere Mög-
lichkeit sei es, die saisonale Festlegung der Hochlastzeitfenster passge-
nauer zu gestalten oder für die Nichteinhaltung von Hochlastfenstern 
eine zusätzliche Pönale vorzusehen. Nutzer der Bandlast (§ 19 Abs. 2 
Satz 2 StromNEV) sollen nicht über einen Wegfall des individuellen 
Netzentgelts bestraft werden, wenn der Markt aufgrund hoher Einspei-
sung erneuerbarer Energien Überfluss anzeigt. Auch könnte ein gleiten-
der Einstieg in die Bandlast anstelle der heute erforderlichen 7.000 Be-
nutzungsstunden ermöglicht werden.  

Ein übergreifender Vorschlag ist die Ermöglichung von Mehrverbrauch 
bei hohem EE-Dargebot. Hier kommen für die dena Task Force drei 
Möglichkeiten in Betracht: Die Regelung zu zuschaltbaren Lasten 
könnte weiterentwickelt werden, es könnten EE-Zeitfenster vom Netz-
betreiber ausgerufen werden und Vereinbarungen zum Mehrverbrauch 
mit Abnehmern getroffen werden (umgekehrte Atypik), so dass eine zu-
sätzliche Abnahme möglich ist, ohne relevant für die Netzentgelte zu 
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sein. Dritte Option: Eine Dynamisierung der Netzentgelte durch die Ein-
führung einer Netzampel. 

Diese Maßnahmen erfordern keine grundsätzliche Anpassung der 
Netzentgeltsystematik und sind daher kurzfristig umsetzbar. Darüber 
hinaus regt die dena eine politisch breitere Diskussion über die Netzfi-
nanzierung der Zukunft an – unter stärkerer Berücksichtigung der ver-
schiedenen Umlagen auf Strom und der internationalen und europäi-
schen Klimaschutzpolitik. Aus Sicht des DIHK sind die meisten Maß-
nahmen geeignet, die Netzentgelte im Sinne der Energiewende weiter-
zuentwickeln. Bedenken bestehen zum Vorschlag einer – neben dem 
Wegfall der Netzentgeltreduzierung für den gesamten Abrechnungs-
zeitraum – zusätzlichen Pönalisierung bei der atypischen Netznutzung. 
Dies könnte die Atypik in Zukunft unattraktiv machen, wodurch erheb-
liche Flexibilisierungspotenziale verloren gingen. (Fl, Bo) 

 

 
 

BVT-Schlussfolgerungen über die Zellstoff-, Pa-
pier- und Pappeherstellung 

Änderung der Abwasser- 
verordnung   

Das Bundesumweltministerium (BMUB) hat einen Diskussionsentwurf 
zur 8. Änderung der Abwasserverordnung in die Verbändeanhörung ge-
geben. Er dient im Wesentlichen der Umsetzung der BVT-Schlussfolge-
rungen über die Zellstoff-, Papier- und Pappeherstellung sowie für Raf-
finerien. Darüber hinaus werden auch weitergehende Anforderungen an 
Unternehmen gestellt, die zu Mehraufwendungen von über 10 Millio-
nen Euro führen würden. 

Die über die europäischen Vorgaben hinausgehenden Regelungsvor-
schläge betreffen unter anderem die Vermeidung von Energieverbräu-
chen bei der Abwasserbehandlung allgemein sowie die wasserundurch-
lässige Ausführung der Flächen von Altpapierlagerplätzen und zusätzli-
chen Messungen der Giftigkeit gegenüber Wasserlinsen (Gw) und Legi-
onellen im Abwasser direkt einleitender Papierfabriken. Unternehmen 
der Zellstoff- und Papierindustrie erwarten durch diese erweiterten An-
forderungen Mehrbelastungen. Der DIHK setzt sich in seiner Stellung-
nahme für eine 1:1-Umsetzung der BVT-Schlussfolgerungen und damit 
eine deutliche Abmilderung der vorgeschlagenen Regelungen ein. 
(HAD) 
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Klimaschutz in Unternehmen? Und wie! 

Qualifizierung als Erfolgsmo-
dell – Individuelle Lösungen 
führen zum Erfolg 

Aktuelle Prognosen gehen davon aus, dass der Ausstoß von Treibhaus-
gasen in Deutschland bis 2020 im Vergleich zu 1990 um etwa 33 Pro-
zent zurückgehen wird. Geplant waren 40 Prozent. Die derzeitigen Re-
gierungspartner haben zu Recht anerkannt, dass erfolgreicher Klima-
schutz nicht vom Erreichen eines Zwischenziels abhängt. Im Entwurf 
des neuen Koalitionsvertrags haben sie aber bekräftigt, das europa-
rechtlich relevante Ziel von 55 Prozent Reduzierung bis 2030 erreichen 
zu wollen. Der Blick auf bisherige Aktivitäten in Unternehmen zeigt: Es 
lohnt sich, auf partnerschaftliche Lösungen von Politik und Wirtschaft 
zu setzen und bestehende Initiativen der Wirtschaft zu stärken.  

Der Einsatz für Effizienz und Klimaschutz ist für Unternehmer meist 
kein Selbstzweck, sondern dient dem Erhalt der eigenen Wettbewerbs-
fähigkeit. Dabei setzen sie auf nachhaltige Lösungen wie die Sensibili-
sierung und Schulung von Auszubildenden. Die „Energie-Scouts“ sind 
ein Projekt der Mittelstandsinitiative Energiewende und Klimaschutz. 
Mit der Qualifizierung kann ein Unternehmen nur gewinnen: Die Aus-
zubildenden identifizieren und heben Effizienzpotenziale in Unterneh-
men und leisten damit einen wichtigen Beitrag für mehr Energieeffizi-
enz und Klimaschutz. Teilnehmende Unternehmen profitieren nicht nur 
von Einsparungen bei den Energiekosten, sondern steigern auch ihre 
Attraktivität als Arbeitgeber. Als positiver Nebeneffekt werden die Ei-
genverantwortung und das Ressourcenbewusstsein der Azubis gestärkt. 
Solch erfolgreiche Bildungsprodukte finden auch international Aner-
kennung.  

Young Energy Europe, ein gemeinsames Projekt der europäischen Aus-
landshandelskammern und des DIHK im Rahmen der Europäischen Kli-
maschutzinitiative des BMUB, ermöglicht jungen Berufstätigen auch in 
Bulgarien, Griechenland, Tschechien und Ungarn eine Qualifizierung im 
Themenfeld Energie- und Ressourceneffizienz. Die künftigen Energie-
Scouts lernen auch hier, Einsparpotenziale für Energie und Ressourcen 
in ihren Unternehmen zu erkennen und zu heben. Mit ihren Projekten 
bringen sie energieeffiziente Lösungen und klimaschonendes Verhalten 
auch in ihre Unternehmen.  

Diese und viele weitere Beispiele sollten die künftige Regierung ermuti-
gen, den eingeschlagenen Weg des Nationalen Aktionsplans Energieef-
fizienz fortzuführen: Informations-, Beratungs- und Finanzierungsan-
gebote sollten weiterhin Unternehmen befähigen, Effizienzmaßnahmen 
umzusetzen und Energieeffizienz insgesamt als Geschäftsmodell zu 
entwickeln. Das IHK-Energiewendebarometer zeigt: Drei von vier Un-
ternehmen in Deutschland haben bereits Energieeffizienzmaßnahmen 
abgeschlossen oder befinden sich in der Umsetzung bzw. Planung von 
Maßnahmen. Freiwilligkeit und betriebswirtschaftliche Ratio sind die 
Grundvoraussetzungen dafür, dass Energieeffizienz und Klimaschutz in 
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der Praxis auch realisiert und gelebt werden. Denn nur mit passge-
nauen Lösungen lassen sich Energiesparen und Erfolg im Wettbewerb 
klug miteinander verbinden. (sh) 

 

 
 

Klimaschutz-Unternehmen – neue Bewerbungs-
runde gestartet 

Noch bis zum 3. April  
Mitglied werden 

Unternehmen mit überdurchschnittlichen Leistungen bei Klimaschutz 
und Energieeffizienz können sich ab sofort um eine Mitgliedschaft im 
Verein „Klimaschutz-Unternehmen. Die Klimaschutz- und Energieeffi-
zienzgruppe der Deutschen Wirtschaft e.V.“ bewerben. Als Initiatoren 
der Gruppe zeichnen das Bundesumweltministerium (BMUB), das Bun-
deswirtschaftsministerium (BMWi) und der Deutsche Industrie- und 
Handelskammertag (DIHK) diejenigen Unternehmen für ihre herausra-
genden Klimaschutz- und Energieeffizienzleistungen aus, die sich er-
folgreich um eine Mitgliedschaft beworben haben. 

Bewerber verfassen einen Klimaschutz- und Energieeffizienzbericht ih-
res Unternehmens, der von einem Expertengremium (Beirat) geprüft 
wird. Die Entscheidung des Beirats wird auf Grundlage einer externen 
fachlichen Begutachtung der Leistungen des Unternehmens in den Be-
reichen Klimaschutz und Energieeffizienz getroffen. Die Begutachtung 
wird als Teil des Projektes „Klimaschutz gewinnt: Lösungen aus der Pra-
xis für die Wirtschaft von morgen“ von der Nationalen Klimaschutzini-
tiative des Bundesumweltministeriums gefördert. 

Was müssen Unternehmen für eine Mitgliedschaft in der Exzellenziniti-
ative mitbringen? 

− Ambitionierte Klimaschutz- und Energieeffizienzziele 

− Herausragende Beispiele energieeffizienter Produktionsverfahren 
und unternehmensinterner Prozesse 

− Nachhaltige Geschäftsmodelle für innovative Produkte und 
Dienstleistungen, die Energieeffizienz- und Klimaschutzziele un-
terstützen 

Weitere Informationen zu den Mehrwerten der Mitgliedschaft und zum 
Bewerbungsverfahren finden Sie auf der Internetseite des Vereins. Auch 
die Geschäftsstelle des Vereins erteilt gern weitere Auskünfte (Wolf-
gang Saam, Tel.: 0331 27361834, saam@klimaschutz-unterneh-
men.de) 

Impressionen der letzten Urkundenverleihungen finden Sie hier. (MBe) 

 

  

https://www.klimaschutz-gewinnt.de/
https://www.klimaschutz-gewinnt.de/
http://bewerben.klimaschutz-unternehmen.de/
mailto:saam@klimaschutz-unternehmen.de
mailto:saam@klimaschutz-unternehmen.de
https://www.klimaschutz-gewinnt.de/unsere-angebote/rueckblick-veranstaltungen/rueckblick-urkundenverleihung/
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Veranstaltungen 

 
 

Jahresveranstaltung der Initiative Energieeffizi-
enz-Netzwerke 

„Gemeinsam für mehr Ener-
gieeffizienz“ am 9. April in 
Berlin 

Seit der ersten Jahresveranstaltung der Initiative Energieeffizienz-
Netzwerke im September 2016 ist einiges passiert. Die Steigerung der 
Energieeffizienz hat sich als eine starke Säule der Energiewende etab-
liert, das Prinzip „Efficiency First“ ist beinahe in aller Munde und die 
Initiative ist gewachsen – auf über 150 Netzwerke. Die im Nationalen 
Aktionsplan Energieeffizienz der Bundesregierung als zentrales Instru-
ment benannten Energieeffizienz-Netzwerke haben sich als erfolgrei-
cher Ansatz zur Steigerung der Energieeffizienz in Unternehmen etab-
liert. Denn gemeinsam im Netzwerk werden höhere Energieeffizienzpo-
tenziale ausgeschöpft, da sich Synergieeffekte ergeben und der eine 
vom anderen lernen kann. 

Unter diesem Motto – „Gemeinsam für mehr Energieeffizienz“ – bietet 
die Jahreskonferenz allen Partnern der Initiative, allen Netzwerkteil-
nehmern und allen Interessierten einen Tag lang die Möglichkeit, sich 
über aktuelle Themen rund um Energieeffizienz-Netzwerke zu infor-
mieren, sich untereinander auszutauschen und mit zentralen und hoch-
rangigen Vertretern aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft zu disku-
tieren. Die Jahresveranstaltung der Initiative Energieeffizienz-Netz-
werke findet am Montag, 9. April 2018 von 10:30 bis 18:00 Uhr beim 
DIHK im Haus der Deutschen Wirtschaft in Berlin statt.  

Weitere Informationen zum Programm und die Online-Anmeldung fin-
den Sie auf der Homepage der Initiative. Die Teilnahme ist kostenfrei. 
(MBe) 

 

 
 

Webinar „Fahrradleasing und Lastenräder in Un-
ternehmen“ am 19.04.2018 um 11:00 Uhr 

Hilfestellung für nachhaltige 
Betriebsmobilität 

Die Mittelstandsinitiative Energiewende und Klimaschutz stellt in ih-
rem nächsten Webinar zwei Ansätzen vor, mit denen Unternehmen 
Fahrräder und die mit ihnen verbundenen Umwelt-, Gesundheits- und 
Kostenvorteile besser nutzen können.  

Innovative Mobilitätsangebote für Beschäftige  

Seit 2012 werden Diensträder steuerlich weitgehend wie Dienstautos 
behandelt. Durch Kaufersparnisse von 15 bis 40 Prozent haben seitdem 
bereits mehrere hunderttausend Beschäftigte auf ihren Arbeitswegen 
vom Dienstwagen oder dem eigenen Auto auf das (E)-Fahrrad umge-
sattelt. Das zusätzliche Plus an Bewegung sorgt neben allen positiven 

http://www.effizienznetzwerke.org/initiative/unsere-netzwerke/netzwerkkarte/?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=JVA+GSIEEN+Programm
http://www.effizienznetzwerke.org/veranstaltungen/jahresveranstaltung2018/?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=JVA+GSIEEN+Programm
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Umwelteffekten und der Entlastung von Verkehrs- und Parkplatzdruck 
vor allem für eine gesteigerte Zufriedenheit und Mitarbeitergesundheit 
im Betrieb. Wie Arbeitgeber in Kooperation mit lokalen Fahrradhänd-
lern und einem zentralen Dienstleister ihren Mitarbeitern ein attrakti-
ves Dienstradangebot machen können, stellt in dem Webinar Raimund 
Lietmann von der Leaserad GmbH vor.  

Neue Lastentransportkonzepte  

Mit dem wachsenden Lieferverkehr und der Entwicklung von neuen E-
Antrieben erleben seit einiger Zeit Lastenfahrräder einen Boom. Ob mit 
zwei oder drei Rädern, zum Kind absetzen auf dem Weg zur Arbeit oder 
zum Ausliefern von Paketen, zahlreiche Projekte und Praxistests haben 
in den vergangenen Jahren neue Potenziale identifiziert und in der Pra-
xis erfolgreich getestet. 

Für interessierte Unternehmer wird Arne Behrensen von cargobike.jetzt 
im zweiten Teil des Webinars die Grundlagen und verschiedenen Ein-
satzfelder von Lastenfahrrädern im Wirtschaftsverkehr vorstellen und 
aufzeigen, wo sich der Einsatz am ehesten lohnt.  

Das kostelenlose Webinar findet am 19.04.2018 zwischen 11:00 und 
12:00 Uhr statt.  

Den Zugangslink und die Anmeldemöglichkeit zum Webinar finden Sie 
hier. (JPV) 

 

 
 

Erfahrungsaustausch: Wie kann die Wirtschaft 
ihren Beitrag zu den SDGs leisten? 

18. April 2018 in Berlin Was sind die Erwartungen von Politik und Unternehmen an ein glaub-
würdiges nachhaltiges Wirtschaften? Wie können etablierte Instru-
mente und Standards im Bereich Umweltmanagement, Nachhaltigkeit 
und Berichterstattung eine stärkere Marktdurchdringung erreichen? 
Und welcher politischen Rahmenbedingen bedarf es dabei? Diese und 
weitere Kernfragen diskutieren die Mitglieder des Umweltgutachter-
ausschusses (UGA) bei einem Erfahrungsaustausch in Berlin.  

Einführend werden die Ergebnisse einer Studie über gemeinsame 
Schnittstellen zwischen dem europäischen Eco-Management and Audit 
Scheme (EMAS) und dem Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK) prä-
sentiert. In der anschließenden Diskussionsrunde erörtern Expertinnen 
und Experten aus dem Bereich der nachhaltigen Unternehmensführung 
des Bundesumweltministeriums, des Rates für Nachhaltige Entwick-
lung, von B.A.U.M. e.V., von den Gewerkschaften und aus Unternehmen, 
inwieweit es gemeinsame Wege gibt, um nachhaltiges Wirtschaften im 

http://www.mittelstand-energiewende.de/
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Rahmen der SDGs zu stärken, und welche Rolle dabei die Politik, Unter-
nehmen und vorhandene Standards, Instrumente sowie Systeme spie-
len.  

Die Veranstaltung findet am 18. April 2018 von 13:30 bis ca. 17:00 Uhr 
beim DGB Bundesvorstand, Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin statt. 
Anmeldungen bis 2. April 2018 per Email an info@uga.de erbeten. Die 
Teilnahme ist kostenlos, die verfügbaren Plätze aber begrenzt. (UGA-
Geschäftsstelle) 

 

 
 

UBA-Workshop zur nachhaltigen öffentlichen 
Beschaffung 

13. April in Mainz Das Umweltbundesamt, das Ministerium des Innern und für Sport des 
Landes Rheinland-Pfalz und die Landeshauptstadt Mainz organisieren 
am 13. April (10.00 -16.30 Uhr) einen Workshop, in dem u. a. folgende 
Fragen diskutiert werden sollen:  

− Wie können Umweltaspekte in der öffentlichen Beschaffung be-
rücksichtigt werden? Welche Spielräume und Grenzen gibt es?  

− Welche Neuerungen ergeben sich aus der Vergaberechtsreform für 
die umweltfreundliche Beschaffung?  

− Welche Rolle spielen Umweltsiegel und Umweltmanagementsys-
teme wie EMAS in der Praxis und welche guten Beispiele gibt es 
hierfür?  

Der Workshop richtet sich an Vertreterinnen und Vertreter der öffentli-
chen Beschaffungsstellen in Kommunen, Landes- und Bundesbehörden 
und andere interessierte Akteure aus dem Themenfeld der öffentlichen 
Beschaffung. Eine Anmeldung ist bis zum 30. März per E-Mail an 
arqum@arqum.de möglich. Veranstaltungsort ist das Ministerium des 
Innern und für Sport des Landes Rheinland-Pfalz.  

 

Publikationen 

  DIHK-Faktenpapier Saubere Luft bis 2020 

DIHK empfiehlt Maßnahmen-
bündel 

In vielen deutschen Städten werden die Grenzwerte für Stickstoffdioxid 
überschritten. Es drohen Fahrverbote – mit erheblichen Auswirkungen 
für die Wirtschaft. Bund, Länder und Kommunen suchen nach Lösun-
gen. Der DIHK zeigt in seinem „Faktenpapier Saubere Luft bis 2020“ Lö-
sungsmöglichkeiten auf, wie mit einer nachhaltigen Verbesserung von 

mailto:info@uga.de
mailto:arqum@arqum.de
https://www.dihk.de/presse/meldungen/2018-02-02-dercks-faktenpapier-luft
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Verkehr und Mobilität in Städten Fahrverbote vermieden werden kön-
nen. 

In noch 70 deutschen Städten wurden im Jahr 2017 die Grenzwerte für 
Stickstoffdioxid (NO2) überschritten. Aufgrund der Klagen von Umwelt-
verbänden drohen hier Fahrverbote. Sie würden Millionen Dieselfahr-
zeugen in Deutschland die Fahrt in Städten verwehren. Um dies zu ver-
meiden, suchen Bund, Länder und Kommunen derzeit nach Lösungen, 
die Luftqualitätsstandards ohne Verkehrsbeschränkungen einzuhalten.  

Dabei verbessert sich die Luftqualität in Städten seit Jahren: Im Jahr 
2017 wurden die niedrigsten Werte für Feinstaub und Stickstoffdioxid 
in Städten seit Beginn ihrer Aufzeichnungen gemessen. Nach den vor-
läufigen Ergebnissen der Landesumweltämter wurde an den Messstati-
onen mit zu hohen Werten eine Reduzierung von im Schnitt 6 Prozent 
erreicht. Setzt sich dieser Trend fort, werden im Jahr 2020 zwei Drittel 
aller betroffenen Städte die Luftqualitätsstandards einhalten. Die ver-
bleibenden Städte werden weitere Anstrengungen unternehmen müs-
sen, um die NO2-Grenzwerte der EU erreichen zu können. In den meis-
ten von ihnen werden lokale Maßnahmen zur Verbesserung der Ver-
kehrssituation an besonders belasteten Straßenabschnitten ausreichen. 
Die übrigen Städte werden weitere Anstrengungen unternehmen müs-
sen, um die NO2-Grenzwerte der EU erreichen zu können.  

Der DIHK empfiehlt den Städten dazu jeweils individuelle Maßnahmen-
bündel, die auf die Bedingungen vor Ort abgestimmt sind. Durch Ver-
kehrsverstetigung, Nachrüstung oder Erneuerung öffentlicher Fahr-
zeugflotten, einen nachhaltigen Wirtschaftsverkehr, innovative Innen-
stadtlogistik-Konzepte, Investitionen in den Umweltverbund sowie die 
Umleitung von Verkehrsanteilen können sie die Grenzwerte bis zum 
Jahr 2020 erreichen. (HAD) 

 

 
 

Update: DIHK-Merkblatt zu alternativen Antrie-
ben für gewerbliche Fahrzeuge 

Übersicht zu  
Fördermöglichkeiten 

Dieses Merkblatt bietet einen kurzen Überblick über verschiedene, ins-
besondere alternative Antriebsarten. Behandelt werden auch die Fragen 
zu Eintauschprämien und Verbotsrisiken für neue Dieselfahrzeuge. Er-
gänzt wurde eine Tabelle zu aktuellen Fördermöglichkeiten, u. a. im 
Rahmen des "Sofortprogramm Saubere Luft 2017 - 2020". 

Das aktualisierte Merkblatt ist auf der Internetseite des DIHK unter fol-
gendem Link veröffentlicht. (tb, HAD) 

 

https://www.dihk.de/themenfelder/innovation-und-umwelt/energie/energiewende/service/merkblatt-antriebsoptionen
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Neue Best-Practice-Publikation „Energie-
Scouts“ veröffentlicht 

Erfolgreich für Klimaschutz 
in Unternehmen 

Mitarbeiter binden, Kosten einsparen und sich für den Klimaschutz en-
gagieren: Mehr als 5.000 Azubis aus über 1.500 Unternehmen qualifi-
zierten sich bisher als Energie-Scouts. Die am 19. Februar 2018 von der 
Mittelstandsinitiative Energiewende und Klimaschutz veröffentlichte 
Best-Practice-Publikation gibt aktuelle Zahlen und zeigt acht erfolgrei-
che Projekte, die zum Nachmachen einladen.  

In den vorgestellten Unternehmen entwickeln die Auszubildenden ei-
genständig Energieeffizienzprojekte. Anwendungsfelder sind Abwärme, 
Beleuchtung, Druckluft, Mitarbeitersensibilisierung, Mobilität, Wärme-
dämmung und Ressourceneffizienz. Allein in den Best-Practice-Bei-
spielen werden so jährlich über 70.000 Euro eingespart.  

Das Projektbüro der Mittelstandsinitiative des DIHK koordiniert die 
bundesweiten Aktivitäten. Durchgeführt werden die Schulungen von 
aktuell 61 Industrie- und Handelskammern (IHKs) direkt vor Ort. Das 
sind 75 Prozent der IHKs in Deutschland.  

Die Azubis beweisen Kreativität: In 23 Anwendungsfeldern setzten 
Auszubildende Effizienzprojekte in Unternehmen um. Die meisten Pro-
jekte finden sich in den Bereichen Beleuchtung, Druckluft und Mitar-
beitersensibilisierung. In Azubi-Teams erfolgt zum Beispiel die Analyse 
und der zielgerichtete Einsatz von LED-Leuchtmitteln, das Entdecken 
und Beheben von Druckluftleckagen oder die Entwicklung und Umset-
zung von Sensibilisierungsstrategien für die Mitarbeiter.  

Die teilnehmenden Unternehmen kommen aus vielen Bereichen. Den 
größten Anteil mit 82 Prozent machen Unternehmen des verarbeiten-
den Gewerbes aus. Energieeffizienzmaßnahmen zahlen sich aus, da hier 
der tägliche Energieverbrauch besonders hoch ist. Der Handel und 
Dienstleistungsbereich sind mit bisher 18 Prozent geringer vertreten.  

Der Erfolg der Energie-Scouts zeigt: Es lohnt sich, auch zukünftig auf 
partnerschaftliche Lösungen von Unternehmen und Politik zu setzen. 
Auch in diesem Jahr zeichnet die Mittelstandsinitiative Ende Juni wie-
der die besten Ideen für klimafreundliches Wirtschaften aus. (sh) 

 

Redaktion: Dr. Sebastian Bolay (Bo), Jakob Flechtner (Fl), Mark Becker (MBe), Till Bullmann (tb), Julian Schorpp 
(JSch), Hauke Dierks (HAD), Jan-Peter Vasiliadis (JPV), Janine Hansen (han), Timo Stühm (TS), Katja Willeke (KW), 
Sophie Heimes (sh), Moritz Hundhausen (MH), Jacqueline Albers, ICC Germany. 

http://www.mittelstand-energiewende.de/fileadmin/user_upload_mittelstand/MIE_vor_Ort/Leitf%C3%A4den/Best-Practice_Energie-Scouts.pdf

